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1. Mindestlohn: Generalunternehmerhaftung,  
Aufzeichnungspflichten

Mittlerweile ist hinlänglich bekannt, dass in Deutschland zum 
1.1.2015 ein gesetzlicher Mindestlohn von brutto 8,50 € je Zeit-
stunde gilt. Auf diesen Mindestlohn haben alle Arbeitnehmer 
Anspruch gegenüber ihrem Arbeitgeber. Abweichungen vom 
gesetzlichen Mindestlohn sind durch Tarifverträge auf  
Branchenebene bis 31.12.2016 möglich. 

Generalunternehmerhaftung: Weniger bekannt ist hinge-
gen, dass das Mindestlohngesetz eine Durchgriffshaftung für 
Mindestlohnverstöße bei vom Unternehmer beauftragten 
(Sub-)Unternehmen und deren Nachunternehmen schafft. Die 
Generalunternehmerhaftung betrifft also Fälle, in denen der 
Unternehmer Dritte einschaltet, um eine vertragliche Verpflich-
tung zu erfüllen, die er selbst gegenüber seinem Auftraggeber 
eingegangen ist – in denen er also als Generalunternehmer 
auftritt. 

Die Generalunternehmerhaftung beschränkt sich nicht auf 
bestimmte Branchen, sondern umfasst grundsätzlich alle Werk- 
und/oder Dienstleistungen, mit deren Erbringung ein Unter-
nehmer einen anderen Unternehmer beauftragt. Ausnahmen 
vom Mindestlohn ergeben sich nur für solche Branchen und 
Tätigkeiten, die ausdrücklich aus dem Anwendungsbereich des 
Gesetzes herausgenommen sind.

Unternehmer haften dann, wenn ein von ihnen beauftragtes 
Unternehmen oder dessen Subunternehmer den gesetzlichen 
Mindestlohn nicht zahlt. Ein Arbeitnehmer eines Subunter-
nehmens, der den gesetzlichen Mindestlohn nicht erhält, kann 
den Netto-Mindest-Lohn beim auftraggebenden Unternehmer 
fordern und einklagen.

Anmerkung: Die Haftungsregelung kann vertraglich nicht aus-
geschlossen werden! Generalunternehmer müssen demnach 
durch eine sorgfältige Auswahl ihrer Vertragspartner dafür Sor-
ge tragen, dass die weitreichenden Konsequenzen vermieden 
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werden, und sich eventuell über andere Regelungen absichern.

Aufzeichnungspflichten: Hier sei noch einmal angemerkt, dass 
Arbeitgeber in bestimmten Branchen verpflichtet sind, Beginn, 
Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit von bestimmten Ar-
beitnehmern spätestens bis zum Ablauf des siebten auf den Tag 
des der Arbeitsleistung folgenden Kalendertages aufzuzeichnen 
und diese Aufzeichnungen mindestens 2 Jahre aufzubewahren 
haben. Das gilt entsprechend für Entleiher, denen ein Verleiher 
Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung überlässt. 

Die Aufzeichnungspflicht gilt grundsätzlich für alle Minijobber so-
wie für Arbeitnehmer im Bau-, Gaststätten- und Beherbergungs-, 
im Personenbeförderungs-, im Speditions-, Transport- und damit 
verbundenen Logistikgewerbe, im Schaustellergewerbe, bei Un-
ternehmen der Forstwirtschaft, im Gebäudereinigungsgewerbe, 
bei Unternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Messen und 
Ausstellungen beteiligen, sowie in der Fleischwirtschaft. 

Anmerkung: Erleichterte Aufzeichnungspflichten gelten nur 
für Arbeitnehmer mit ausschließlich mobilen Tätigkeiten, die 
keinen Vorgaben zu Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit 
unterliegen und die sich ihre tägliche Arbeitszeit eigenverant-
wortlich einteilen – wie z. B. Zeitungszusteller und Kurierdienste. 
In der Mindestlohndokumentationspflichten-Verordnung vom 
18.12.2014 wird jedoch bestimmt, dass die Dokumentations- 
und Meldepflichten für Arbeitnehmer, deren regelmäßiges 
Monatsentgelt brutto mehr als 2.958 Euro beträgt, nicht gelten. 
Diese Arbeitnehmer sind also von der Aufzeichnungspflicht der 
Arbeitszeit nach dem Mindestlohngesetz befreit. Nach neuesten 
Informationen soll die Grenze von 2.958 € aber weiter abgesenkt 
werden, um den bürokratischen Aufwand geringer zu halten.

2. Dichtheitsprüfung einer Abwasserleitung  
als Handwerkerleistung steuerlich absetzbar

Die Dichtheitsprüfung einer Abwasserleitung und damit die 
Erhebung des unter Umständen noch mangelfreien Istzustandes 
kann ebenso eine steuerbegünstigte Handwerkerleistung sein 
wie die Beseitigung eines bereits eingetretenen Schadens oder 
vorbeugende Maßnahmen zur Schadensabwehr. Das entschied 
der Bundesfinanzhof mit Urteil vom 6.11.2014. 

Die Dichtheitsprüfung der Abwasserleitung dient der Überprü-
fung der Funktionsfähigkeit einer Hausanlage und ist damit als 
(vorbeugende) Erhaltungsmaßnahme zu beurteilen. Dies gilt auch 
dann, wenn hierüber eine Bescheinigung „für amtliche Zwecke“ 
erstellt wird. Denn durch das Ausstellen einer solchen Bescheini-

gung wird eine handwerkliche Leistung weder zu einer gutachter-
lichen Tätigkeit noch verliert sie ihren Instandhaltungscharakter.

3. Verpflegungsleistung für Hotelgäste

Für Umsätze aus Hotelübernachtungen, also der Vermietung von 
Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen 
Beherbergung von Fremden bereithält, ermäßigt sich die Steuer 
auf zzt. 7 %. Diese Steuerermäßigung gilt nicht für Leistungen, 
die nicht unmittelbar der Vermietung dienen – wie z. B. Früh-
stück, Parkgebühr, Schuhputzservice etc. –, auch wenn es sich 
um Nebenleistungen zur Beherbergung handelt und diese mit 
dem Vermietungsentgelt abgegolten sind. Das teilt das Bundesfi-
nanzministerium in einem Schreiben vom 9.12.2014 mit.

Verpflegungsleistungen sind demnach dem allgemeinen Steuer-
satz von zzt. 19 % zu unterwerfen. Das gilt auch dann, wenn die 
Übernachtungs- und Verpflegungsleistungen zu einem Pauschal-
preis angeboten werden.

Anmerkung: Aus Vereinfachungsgründen will es die Finanz-
verwaltung – auch für Zwecke des Vorsteuerabzugs des Leis-
tungsempfängers – nicht beanstanden, wenn folgende in einem 
Pauschalangebot enthaltene nicht begünstigte Leistungen in der 
Rechnung zu einem Sammelposten (z. B. „Business-Package“, 
„Servicepauschale“) zusammengefasst und der darauf entfallen-
de Entgeltanteil in einem Betrag ausgewiesen werden: Abgabe 
eines Frühstücks, Nutzung von Kommunikationsnetzen, Reini-
gung und Bügeln von Kleidung, Schuhputzservice, Transport 
zwischen Bahnhof/Flughafen und Unterkunft, Transport von 
Gepäck außerhalb des Beherbergungsbetriebs, Überlassung von 
Fitnessgeräten, Überlassung von Plätzen zum Abstellen von Fahr-
zeugen. Der auf diese Leistungen entfallende Entgeltanteil kann 
mit 20 % des Pauschalpreises angesetzt werden.

Die Grundsätze sind in allen offenen Fällen anzuwenden. Es wird 
jedoch nicht beanstandet, wenn für vor dem 1.1.2015 ausge-
führte Umsätze der Unternehmer Verpflegungsleistungen als 
selbstständige Leistung behandelt hat. 

4. Verluste bei Betätigungen im Bereich Kosmetik/Wellness/
Gesundheit nicht immer steuerlich abziehbar

Eine einkommensteuerlich zu beachtende Betätigung ist nur 
dann gegeben, wenn und so weit die Absicht besteht, auf Dauer 
gesehen nachhaltig Gewinne bzw. Einnahmenüberschüsse zu er-
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zielen. Dabei ist im Wege einer Prognose auf das voraussichtliche 
Gesamtergebnis der Tätigkeit von deren Aufnahme bis zu ihrer 
Einstellung abzustellen und zu prüfen, ob der Steuerpflichtige die 
Absicht hat, über die Dauer der Tätigkeit gesehen einen Totalge-
winn bzw. Totalüberschuss zu erzielen. 

Ist die Erwirtschaftung eines Totalgewinnes bzw. Totalüberschus-
ses nicht zu erwarten und übt der Steuerpflichtige die verlust-
bringende Tätigkeit im Bereich seiner Lebensführung liegenden 
persönlichen Gründen oder Neigungen/Hobbys aus, so fehlt es 
an der erforderlichen Gewinnerzielungsabsicht. Entsprechend 
können auch angefalle Verluste im Zusammenhang mit der Tätig-
keit nicht steuerlich angesetzt werden.

So hat das Finanzgericht Rheinland-Pfalz mit Urteil vom 
24.9.2014 entschieden, dass nebenberufliche Dienstleistungen 
im Wellness- und/oder Schönheitsbereich, z. B. Vertrieb von 
Gesundheits-, Wellness-, Kosmetik- und Modeartikeln, Bodyfor-
ming, Nageldesign, Feng Shui, Qigong, Reiki, die über Jahre keine 
Gewinne abwerfen, keine gewerblichen Tätigkeiten darstellen 
und somit ein Verlustabzug auch nicht möglich ist.

5. Freiberufliche Tätigkeit selbstständiger Ärzte auch bei 
Beschäftigung angestellter Ärzte

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in ständiger Rechtsprechung, 
insbesondere zu Heilberufen oder heilberufsnahen Berufstä-
tigkeiten, entschieden, dass die Mithilfe qualifizierten Perso-
nals für die Freiberuflichkeit des Berufsträgers unschädlich ist, 
wenn er bei der Erledigung der einzelnen Aufträge aufgrund 
eigener Fachkenntnisse leitend und eigenverantwortlich tätig 
wird. Dabei ist für einen Arzt zu berücksichtigen, dass er eine 
höchstpersönliche, individuelle Arbeitsleistung am Patienten 
schuldet und deshalb einen wesentlichen Teil der Dienstleis-
tungen selbst übernehmen muss. Dafür reicht es i. d. R. aus, 
dass der Arzt aufgrund seiner Fachkenntnisse durch regelmäßige 
und eingehende Kontrolle maßgeblich auf die Tätigkeit seines 
angestellten Fachpersonals – patientenbezogen – Einfluss nimmt, 
sodass die Leistung den „Stempel der Persönlichkeit“ des Steuer-
pflichtigen trägt.

Mit Urteil vom 16.7.2014 hat der BFH entschieden, dass selbst-
ständige Ärzte ihren Beruf grundsätzlich auch dann leitend und 
eigenverantwortlich ausüben und damit freiberuflich und nicht 
gewerblich tätig werden, wenn sie ärztliche Leistungen von an-
gestellten Ärzten erbringen lassen. Voraussetzung ist allerdings, 
dass sie die jeweils anstehenden Voruntersuchungen bei den 
Patienten durchführen, für den Einzelfall die Behandlungsme-

thode festlegen und sich die Behandlung „problematischer Fälle“ 
vorbehalten. 
Im entschiedenen Fall betreiben die Gesellschafter eine Gemein-
schaftspraxis für Anästhesie in der Rechtsform einer GbR. Ihre 
Berufstätigkeit üben sie als mobiler Anästhesiebetrieb in der 
Praxis von Ärzten aus, die Operationen unter Narkose durchfüh-
ren wollen. Jeweils einer der Gesellschafter führt eine Vorunter-
suchung durch und schlägt eine Behandlungsmethode vor. Die 
eigentliche Anästhesie führt sodann ein anderer Arzt aus. In den 
Streitjahren beschäftigte die GbR eine angestellte Ärztin, die sol-
che Anästhesien nach den Voruntersuchungen der Gesellschaf-
ter in einfach gelagerten Fällen vornahm. Problematische Fälle 
blieben nach den tatsächlichen Feststellungen des Finanzgerichts  
den Gesellschaftern der GbR vorbehalten.

Anmerkung: Das Finanzamt sah die Tätigkeit der GbR wegen 
Beschäftigung der angestellten Ärztin nicht als freiberufliche 
Tätigkeit der Gesellschafter an und ging deshalb von einer 
gewerblichen und damit gewerbesteuerpflichtigen Tätigkeit aus. 
Nachdem die Beurteilung der „Freiberuflichkeit“ in ähnlich gela-
gerten Fällen nicht immer ganz einfach ist, sollten sich betroffene 
Steuerpflichtige zwingend beraten lassen. 

6. Einschränkungen beim Sonderausgabenabzug für Beiträ-
ge zu einer „Rürup-Rente“ beim Gesellschafter-Geschäfts-
führer

Bedingt durch eine Gesetzesänderung können beherrschende 
Gesellschafter-Geschäftsführer einer GmbH als nicht rentenver-
sicherungspflichtige Arbeitnehmer ihre für eine private Alters-
vorsorge in Form einer sog. „Rürup-Rente“ geleisteten Beiträge 
seit dem Jahr 2008 u. U. nur in (sehr) eingeschränktem Umfang 
als Sonderausgaben abziehen, falls sie daneben auch über eine 
Direktversicherung als betriebliche Altersversorgung verfügen.

So hatte in einem Streitfall, der vor dem Bundesfinanzhof (BFH) 
ausgefochten wurde, die GmbH eines Gesellschafter-Geschäfts-
führers (GGF) bereits im Jahr 1992 zu seinen Gunsten eine 
Direktversicherung abgeschlossen. Die vergleichsweise geringen 
Beträge beliefen sich im Streitjahr auf 1.534 € und wurden im 
Wege einer Gehaltsumwandlung erbracht. Zudem zahlte der GGF 
22.050 € in einen „Rürup-Rentenvertrag“ ein. Davon konnte er 
aufgrund der gesetzlichen Regelung letztlich nur 6.108 € anstelle 
von 13.200 € als Sonderausgaben abziehen.

Der Gesetzgeber hat mit Wirkung ab dem Jahr 2008 angeordnet, 
dass die Kürzung des Sonderausgabenabzugs im Fall der Gewäh-
rung von Zukunftssicherungsleistungen durch den Arbeitgeber 
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nicht davon abhängt, ob und in welchem Umfang der Arbeit-
nehmer hierzu eigene Beitragsleistungen erbringt. Damit wird 
abweichend von der bisherigen Rechtsprechung des BFH z. B. ein 
GGF, der eine betriebliche Altersvorsorge erhält, bei der Kürzung 
des Sonderausgabenabzugs den rentenversicherungspflichti-
gen Arbeitnehmern und den Beamten ohne Rücksicht darauf 
gleichgestellt, ob sein Anspruch auf betriebliche Altersvorsorge 
vollständig auf eigenen Beiträgen beruht. Dass der Gesetzgeber 
zu einer solchen groben Typisierung berechtigt war, hat der BFH 
u. a. damit begründet, dass es (beherrschende) GGF in der Hand 
haben, ihre Altersversorgung zu gestalten und entsprechend auf 
die Auswirkungen der Gesetzgebung reagieren können.

7. Antrag auf Grundsteuererlass bis 31.3.2015 stellen

Vermieter können bis zum 31.3.2015 (Ausschlussfrist) einen An-
trag auf Grundsteuererlass bei der zuständigen Behörde für 2014 
stellen, wenn sie einen starken Rückgang ihrer Mieteinnahmen 
im Vorjahr zu verzeichnen haben. Ursachen können z. B. Brand- 
oder Hochwasserschäden, Zahlungsunfähigkeit des Mieters oder 
Schäden durch Mietnomadentum sein. Keine Aussicht auf Erlass 
besteht, wenn der Vermieter die Ertragsminderung zu vertreten 
hat, z. B. weil er dem Mieter im Erlasszeitraum gekündigt hat 
oder wenn notwendige Renovierungsarbeiten nicht (rechtzeitig) 
durchgeführt wurden. 
Maßstab für die Ermittlung der Ertragsminderung ist die ge-
schätzte übliche Jahresrohmiete. Bei einem Ausfall von mehr 
als 50 % der Mieteinnahmen wird die Grundsteuer nach den 
derzeitigen Bestimmungen in Höhe von 25 % erlassen. Entfällt 
der Mietertrag vollständig, halbiert sich die Grundsteuer.

8. Übergangsregelung beim Reverse-Charge-Verfahren  
für Lieferungen von Edel- und unedlen Metallen

Nach einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 
5.12.2014 wird es bei Lieferungen von Edelmetallen (mit Aus-
nahme der Lieferungen von Gold, soweit sie bereits vor dem 
1.10.2014 unter die Neuregelung fielen), unedlen Metallen, Selen 
und Cermets, die nach dem 30.9.2014 und vor dem 1.7.2015 
ausgeführt werden, beim leistenden Unternehmer und beim 
Leistungsempfänger nicht beanstandet, wenn die Vertragspart-
ner einvernehmlich noch von der Steuerschuldnerschaft des leis-
tenden Unternehmers ausgegangen sind. Voraussetzung hierfür 
ist, dass der Umsatz vom leistenden Unternehmer in zutreffen-
der Höhe versteuert wird.

Fälligkeitstermine 

Umsatzsteuer (mtl.),  
Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli-Zuschlag (mtl.) 

10.03.2015

Gewerbesteuer, Grundsteuer

10.03.2015

Sozialversicherungsbeiträge 
 
27.03.2015

Basiszinssatz

nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die 
Berechnung von Verzugszinsen 

seit 01.01.2015 = - 0,83 % 
01.07. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
01.071 – 31.12.2014 = - 0,63 %

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet 
unter: http://www.bundesbank.de/Basis-
zinssatz 

Verzugszinssatz 
(§ 288 BGB)  

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  
(bis 28.07.2014): Basiszinssatz + 8 Prozent-
punkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  
(ab 29.07.2014): Basiszinssatz + 9 Prozent-
punkte

Verbraucherpreisindex
2010 = 100

2014: Dezember = 106,7; November = 
106,7; Oktober = 106,7; September = 107; 
August = 107; Juli = 107; Juni = 106,7; 
Mai = 106,4; April = 106,5; März = 106,7; 
Februar = 106,4;Januar = 105,9 

2013: Dezember = 106,5;  
November = 106,1; Oktober = 105,9;  
September = 106,1; August = 106,1; 

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie 
im Internet unter: www.destatis.de

 
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt.  
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen 
werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.
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